
  

 
 
 

Textgegenüberstellung (Kunsttext1) 

Begutachtungsentwurf (Stand: 8.4.2021) 

Gesetz 
über eine Änderung des Jagdgesetzes 

 
LGBl.Nr. 32/1988, Nr. 67/1993, Nr. 21/1998, Nr. 58/2001, Nr. 6/2004, Nr. 35/2004, Nr. 54/2008, Nr. 
25/2011, Nr. 44/2013, Nr. 58/2016, Nr. 70/2016, Nr. 78/2017, Nr. 37/2018, Nr. 67/2019, Nr. 19/2020, Nr. 
91/2020 
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§ 25 
Jagdliche Eignung 

(1) Als jagdlich geeignet gilt, wer die Jagdprüfung (Abs. 3 und 4) erfolgreich abgelegt hat. 
(2) Als jagdlich geeignet gilt auch, wer 

 a) eine gültige – aufgrund einer Jagdprüfung erlangte – Jagdkarte im Sinne des § 24 Abs. 2 eines 
anderen Bundeslandes vorlegt, 

 b) eine gültige – aufgrund einer Jagdprüfung erlangte – Jagdkarte im Sinne des § 24 Abs. 2 eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, des Europäischen Wirtschaftsraumes oder der 
Schweiz vorlegt, soweit diese aufgrund einer Jagdprüfung erlangt wurde, die im Wesentlichen 
jener nach Abs. 1 gleichwertig ist,sofern er im jeweiligen Staat seinen Hauptwohnsitz hat, oder 

 c) die Eignung durch die Anerkennung von Ausbildungen nach Abs. 6, 9 oder 10Abs. 6 oder 9 
nachweist. 

(3) Die Jagdprüfung ist vor der bei der Behörde eingerichteten Jagdprüfungskommission abzulegen. 
Dieser gehören der Bezirkshauptmann oder ein von ihm bestellter Vertreter als Vorsitzender und drei 
Beisitzer an. Als Beisitzer sind von der Behörde fachlich geeignete Personen auf die Dauer von fünf 
Jahren zu bestellen. Zwei Beisitzer sind nach Anhörung der Vorarlberger Jägerschaft (§ 61), einer nach 
Anhörung der Landwirtschaftskammer zu bestellen. Dieser muss über besondere forstfachliche 
Kenntnisse verfügen. Für jeden Beisitzer ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. Für dieses gelten die gleichen 
Bestimmungen wie für den Beisitzer, den es zu vertreten hat. 

(4) Die Jagdprüfung ist mündlich abzulegen. Sie hat sich auf die zur ordnungsgemäßen Ausübung 
der Jagd notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten zu erstrecken. Der Prüfungswerber kann höchstens 
zweimal zu Wiederholungsprüfungen antreten, wobei zwischen der ersten und zweiten 
Wiederholungsprüfung eine Wartezeit von mindestens einem Jahr einzuhalten ist. 

(5) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Vorschriften zu erlassen über 
 a) die Ausschreibung der Prüfungstermine, die Zulassung zur Prüfung, den Prüfungsstoff, die 

Durchführung der Prüfung und die Ausstellung der Prüfungszeugnisse, 
 b) über die Höhe der vom Prüfungswerber zu zahlenden Prüfungsgebühr, die den besonderen 

Verwaltungsaufwand abzudecken hat, welcher der Behörde im Zusammenhang mit der 
Jagdprüfung erwächst, sowie 

 c) die angemessene Entschädigung der Mitglieder der Jagdprüfungskommission für die 
notwendigen Fahrtauslagen und den Zeitaufwand. 

(6) Ausbildungsnachweise, die Angehörigen von Mitgliedstaaten der Europäischen Union von einer 
zuständigen Stelle ausgestellt worden sind, sind von der Landesregierung auf Antrag durch Bescheid als 
Ersatz für die Jagdprüfung anzuerkennen. Bestehen wesentliche Unterschiede zur Jagdprüfung, ist der 
antragstellenden Person die Wahl zwischen einem Anpassungslehrgang oder einer Eignungsprüfung zu 
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überlassen; dies gilt nicht, soweit die wesentlichen Unterschiede durch Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Kompetenzen ausgeglichen sind, die im Rahmen einer Berufspraxis oder durch lebenslanges Lernen in 
einem Mitgliedstaat oder einem Drittstaat erworben und hierfür von einer einschlägigen Stelle formell als 
gültig anerkannt worden sind. 

(7) Der Eingang eines Antrages nach Abs. 6 ist innerhalb eines Monats zu bestätigen und es ist dabei 
gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Die Entscheidung über die Anerkennung hat 
spätestens innerhalb von vier Monaten nach Vorlage der vollständigen Unterlagen mit Bescheid zu 
erfolgen. Wird im Zuge der Anerkennung ein Anpassungslehrgang oder eine Eignungsprüfung verlangt, 
ist die Anerkennung unter der auflösenden Bedingung auszusprechen, dass sie erlischt, wenn die 
Absolvierung des Anpassungslehrganges oder die Ablegung der Eignungsprüfung nicht innerhalb von 
vier Jahren nach der Anerkennung erfolgt. 

(8) Der antragstellenden Person ist die Möglichkeit zu geben, die Eignungsprüfung innerhalb von 
sechs Monaten nach der Entscheidung über die Anerkennung der Ausbildungsnachweise (Abs. 7) 
abzulegen. 

(9) Die Landesregierung kann durch Verordnung festlegen, welche Jagdprüfungen von Staaten nach 
Abs. 2 lit. b jedenfalls als im Wesentlichen gleichwertig mit der Jagdprüfung anzusehen sind und 
inwieweit Ausbildungsnachweise nach Abs. 6 als Ersatz für die Jagdprüfung gelten. Weiters kann die 
Landesregierung durch Verordnung die näheren Vorschriften über die Anerkennung von 
Ausbildungsnachweisen nach Abs. 6 bis 8, insbesondere über die wesentlichen Unterschiede, den Inhalt 
und die Durchführung von Anpassungslehrgängen und Eignungsprüfungen, erlassen. 

(10) Die Abs. 6 bis 9 gelten sinngemäß für Ausbildungsnachweise, die in Drittstaaten oder für 
Drittstaatsangehörige ausgestellt wurden, soweit diese hinsichtlich der Anerkennung von 
Ausbildungsnachweisen nach dem Recht der Europäischen Union oder aufgrund eines Staatsvertrages 
gleichzustellen sind. 
 
… 
 

§ 40 
Hegeabschuss 

Augenscheinlich krankes oder verletztes Wild, dessen Überleben nicht zu erwarten ist, darf vom 
Jagdnutzungsberechtigen ungeachtet der Schonzeit und des Abschussplanes erlegt werden, wenn dies zur 
Beendigung seiner Qualen notwendig ist; dies gilt auch für verwaistes Wild, ausgenommen 
Großraubwild. Der Abschuss ist der Behörde unverzüglich schriftlich zu melden. Darin sind jedenfalls 
Zeitpunkt und Ort des Abschusses, die konkreten Umstände, die die Zulässigkeit des Abschusses belegen, 
sowie Alter und Geschlecht des erlegten Tieres anzugeben. Weiters ist das erlegte Tier unverzüglich 
einem von der Behörde bestimmten Sachverständigen vorzulegen. Im Hinblick auf erlegtes Großraubwild 
gilt § 27 Abs. 4 letzter Satz sinngemäß. 

§ 40 
Hegeabschuss 

(1) Die Behörde kann auf Antrag des Jagdnutzungsberechtigten den Abschuss von Wild, welches der 
ganzjährigen Schonung unterliegt, zulassen, wenn dieses infolge Verletzung, Krankheit oder Verwaisung 
Qualen erleidet und sein Überleben nicht oder kaum zu erwarten ist. Die Bewilligung ist 
erforderlichenfalls unter Auflagen, Bedingungen und Befristungen zu erteilen. Es sind jedenfalls die 
Anzahl der Tiere festzulegen, die erlegt werden dürfen, die Merkmale zu bestimmen, nach welchen sie 
auszuwählen sind, und die Personen zu bezeichnen, die zum Abschuss ermächtigt sind. Im Hinblick auf 
erlegtes Großraubwild gilt § 27 Abs. 4 letzter Satz sinngemäß. 

(2) Krankes Wild, das nicht ganzjährig geschont ist, und krankes Schalenwild dürfen ungeachtet des 
Abschussplanes und der Schonzeit jederzeit erlegt werden. Die erlegten Tiere sind einem von der 
Behörde bestimmten Sachverständigen vorzulegen. Der Abschuss ist der Behörde zu melden. 
 
… 
 



  

 
 
 

§ 53 
Aufgaben und Befugnisse 

(1) Das Jagdschutzorgan hat das Jagdgebiet regelmäßig, vor allem aber wenn besondere Verhältnisse 
oder Vorkommnisse dies erfordern, zu begehen und zu beobachten. Es ist verpflichtet, der Behörde sowie 
dem Jagdverfügungsberechtigten auf Verlangen Auskunft über seine Beobachtungen zu geben. Eine 
entsprechende Verpflichtung gilt auch gegenüber der Hegegemeinschaft, soweit die Auskünfte zur 
Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben notwendig sind. Wildschäden oder sonstige Vorkommnisse, die 
behördliche Maßnahmen notwendig erscheinen lassen, hat das Jagdschutzorgan unverzüglich der Behörde 
zu melden. Über Wildschäden und Schäden an Einrichtungen der Grundeigentümer zum Schutz vor 
Wildschäden hat es überdies den Jagdverfügungsberechtigten unverzüglich zu verständigen. 

(2) Das Jagdschutzorgan hat den Jagdnutzungsberechtigten in allen jagdwirtschaftlichen Belangen 
zu beraten und auf das nach den jagdrechtlichen Vorschriften gebotene Verhalten hinzuweisen. Bei 
Gefahr im Verzug hat es anstelle und im Namen des Jagdnutzungsberechtigten die erforderlichen 
Entscheidungen zu treffen und Maßnahmen durchzuführen; hiezu gehört insbesondere die Vornahme von 
Abschüssen gemäß den §§ 35 Abs. 2, 39 Abs. 2, 40, 41 Abs. 1 bis 4 und 48 Abs. 3. 

(3) Das Jagdschutzorgan ist befugt, in Ausübung seines Dienstes 
 a) Personen, welche im Verdacht stehen, eine Übertretung nach diesem Gesetz begangen zu haben, 

zum Nachweis ihrer Identität zu verhalten, 
 b) Personen unter den Voraussetzungen des Abs. 4 festzunehmen und sie, wenn sie sich der 

Festnahme im Jagdgebiet durch Flucht entziehen, auch über sein Jagdgebiet hinaus zu verfolgen 
und außerhalb desselben festzunehmen, 

 c) die im Besitz von Personen gemäß lit. a und b vorgefundenen Gegenstände, die allem Anschein 
nach von einer Übertretung dieses Gesetzes herrühren oder hiezu bestimmt sind, vorläufig zu 
beschlagnahmen und zu diesem Zweck Behältnisse und Transportmittel zu durchsuchen. 

(4) Das Jagdschutzorgan darf nur Personen festnehmen, die es entgegen § 32 Abs. 1 jagend oder mit 
Jagdbeute antrifft, wenn sie ihm unbekannt sind, sich nicht ausweisen und ihre Identität auch sonst nicht 
sofort feststellbar ist. 

(5) Das Jagdschutzorgan hat die festgenommenen Personen und vorläufig beschlagnahmten 
Gegenstände unverzüglich der Behörde oder zur Übergabe an diese einem Organ des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes zu übergeben. Wenn der Grund der Festnehmung oder der vorläufigen 
Beschlagnahme schon vorher wegfällt, ist die festgenommene Person freizulassen und der vorläufig 
beschlagnahmte Gegenstand zurückzugeben. Die festgenommene Person ist ehestens, womöglich bei 
ihrer Festnehmung, in einer ihr verständlichen Sprache über die Gründe ihrer Festnehmung und die gegen 
sie erhobenen Anschuldigungen zu unterrichten. Bei der Festnehmung und Vorführung ist mit 
möglichster Schonung der Person und der Ehre des Festgenommenen vorzugehen. 

(6) Das Jagdschutzorgan ist befugt, in Ausübung seines Dienstes eine Faustfeuerwaffe zu tragen. 
Zum Waffengebrauch ist es nur im Falle der Notwehr (§ 3 Strafgesetzbuch) oder eines Fangschusses 
berechtigt. 
 

… 

 

§ 68 
Strafbestimmungen 

(1) Mit einer Geldstrafe bis zu 7.000 Euro ist von der Behörde zu bestrafen, wer 
 a) die Jagd weder selbst nutzt noch verpachtet (§ 2 Abs. 3) oder entgegen § 18 Abs. 2 nutzt, 
 b) ohne Jagdkarte jagt (§ 24 Abs. 1), 
 c) die Gebote und Verbote für das Jagen gemäß § 27 Abs. 1 oder gemäß einer Verordnung nach 

§ 27 Abs. 2 oder 3 nicht einhält, 
 d) sich entgegen § 32 Abs. 1 im Jagdgebiet aufhält, 
 e) entgegen § 34 einen Hund oder eine Katze tötet, 
 f) Wild nicht nach Maßgabe des § 35 Abs. 2 oder einer Verordnung gemäß § 35 Abs. 3 erlegt, 



  

 
 
 

 g) entgegen § 36 Abs. 3 geschontes Wild während der Schonzeit bejagt oder entgegen § 36 Abs. 4 
Eier aus Gelegen entnimmt oder Gelege zerstört, 

 h) sich entgegen § 27 Abs. 4, § 36 Abs. 5 oder § 40 Abs. 1 Großraubwild aneignet, 
 i) Abschüsse über den Höchstabschuss hinaus vornimmt (§ 38 Abs. 4 und 5), den Mindestabschuss 

nicht nach Maßgabe des § 39 Abs. 1 erfüllt, während der Nachfrist gemäß § 39 Abs. 2 die 
fehlenden Abschüsse nicht erfüllt, einer Anordnung gemäß § 39 Abs. 2 nicht entspricht oder 
Wild entgegen einer Vorschreibung gemäß § 39 Abs. 3 erlegt, 

 j) schälendes Wild nicht unverzüglich abschießt (§ 41 Abs. 1), einen Abschussauftrag gemäß § 41 
Abs. 3 nicht erfüllt, der Abschussverpflichtung nach § 41 Abs. 4 nicht entspricht oder einen 
Abschuss einer geschützten Wildart entgegen § 41 Abs. 7 ohne artenschutzrechtliche Ausnahme 
vornimmt, 

 k) das Wild nicht nach Maßgabe des § 43 Abs. 2 und 3 oder einer Verordnung gemäß § 43 Abs. 4 
füttert, 

 l) den in einer Verordnung gemäß § 48 Abs. 2 oder in einem Bescheid gemäß § 48 Abs. 3 
festgelegten Verpflichtungen nicht entspricht, 

 m) nicht entsprechend dem § 49 Abs. 2 Vergleichsflächen errichtet oder erhält, die Umzäunung einer 
Vergleichsfläche beschädigt oder den Bewuchs auf einer Vergleichsfläche verändert, 

 n) der Verpflichtung zur Bestellung von Jagdschutzorganen nicht nachkommt (§ 51 Abs. 2 und 3), 
als Dienstgeber das Jagdschutzorgan an der ordnungsgemäßen Erfüllung seiner Aufgaben hindert 
oder ohne Zustimmung der Behörde von seiner Funktion enthebt (§ 51 Abs. 4) oder als 
Jagdschutzorgan oder Jagdschutzbeauftragter seinen Aufgaben (§§ 53 Abs. 1 und 2 und 65 Abs. 
2 lit. a bzw. 53 Abs. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig nicht nachkommt oder seine Befugnisse 
(§ 53 Abs. 3 bis 5) überschreitet oder 

 o) es den behördlichen Organen verwehrt oder erschwert, die im Rahmen der Jagdaufsicht gemäß § 
65 Abs. 1 vorgesehenen Aufgaben durchzuführen, oder den hiebei zur Herstellung des 
rechtmäßigen Zustandes getroffenen Vorkehrungen nicht nachkommt oder diesen 
zuwiderhandelt. 

(2) Mit einer Geldstrafe bis zu 700 Euro ist von der Behörde zu bestrafen, wer 
 a) die Anzeige- oder Verständigungspflichten gemäß den §§ 10 Abs. 2, 14 Abs. 4, 18 Abs. 1, 19 

Abs. 3, 22 Abs. 4, 48 und 55 Abs. 5 und 6 nicht erfüllt, 
 b) den Jagdpachtvertrag nicht rechtzeitig vorlegt (§ 20 Abs. 5), 
 c) entgegen § 23 Abs. 2 Jagderlaubnisse erteilt oder das Verzeichnis über die erteilten 

Jagderlaubnisse nicht führt, den Jagderlaubnisschein nicht mit sich führt oder nicht vorzeigt (§ 23 
Abs. 3), Jagderlaubnisse nicht nach Maßgabe des § 23 Abs. 4 entzieht oder seine Sorgepflicht 
gemäß § 23 Abs. 4 verletzt, 

 d) entgegen § 24 Abs. 3 nicht in Begleitung des Jagdnutzungsberechtigten oder eines 
Jagdschutzorgans jagt, die Jagdkarte oder Gästejagdkarte entgegen § 24 Abs. 6 nicht zurückstellt 
oder entgegen § 24 Abs. 7 nicht mit sich führt, nicht vorzeigt oder entgegen § 26 Abs. 6 eine 
schriftliche Erklärung abgibt, 

 e) bei der Abwehr von Schäden durch Wild nicht nach Maßgabe des § 28 Abs. 2 vorgeht, 
 f) Jagdeinrichtungen entgegen § 29 errichtet oder nicht entfernt, 
 g) das Recht des Jägernotweges entgegen § 30 ausübt, 
 h) bei der Wildfolge nicht nach Maßgabe des § 31 Abs. 1 oder einer Vereinbarung gemäß § 31 Abs. 

3 vorgeht, 
 i) als jagdfremde Person die Gebote und Verbote des § 32 Abs. 2 nicht einhält, 
 j) eine Wildruhezone oder ein Sperrgebiet entgegen § 33 Abs. 4 betritt, die Kennzeichnung nicht 

gemäß § 33 Abs. 6 vornimmt oder die Hinweistafeln nicht gemäß § 33 Abs. 6 beseitigt, 
 k) Hegeabschüsse entgegen § 40 Abs. 1 vornimmt oder nicht gemäß § 40 Abs. 2, nicht oder nicht 

ordnungsgemäß meldet oder die Pflicht zur Vorlage der erlegten Tiere gemäß den §§ 40 Abs. 2 
und 41 Abs. 1 verletzt, 

 l) die Abschussliste nicht führt, die Einsichtnahme in sie verweigert oder sie nicht zeitgerecht der 
Behörde übermittelt (§ 42 Abs. 1) oder nicht nach Maßgabe des § 42 Abs. 2 das erlegte 
Wild vorzeigt, den Abschuss meldet oder eine Bestätigung 
ausstellt, 

 m) Futterplätze nicht nach Maßgabe des § 44 einrichtet, 



  

 
 
 

 n) Wildwintergatter nicht nach Maßgabe des § 45 errichtet oder betreibt, 
 o) Wild entgegen § 46 Abs. 1 und 2 aussetzt oder einen Abschussauftrag gemäß § 46 Abs. 3 nicht 

erfüllt, 
 p) Wild entgegen § 46 Abs. 4 einfängt, 
 q) zur Hegeschau nicht rechtzeitig die erforderlichen Unterlagen oder Beweisstücke vorlegt (§ 50 

Abs. 3) oder 
 r) den Dienstausweis nicht mit sich führt, vorzeigt oder zurückstellt oder das Dienstabzeichen nicht 

trägt oder zurückstellt (§ 51 Abs. 5). 
(3) aufgehoben durch LGBl.Nr. 44/2013 
(4) Die Behörde kann nach Maßgabe des § 19 des Verwaltungsstrafgesetzes erforderlichenfalls 

zusätzlich zu einer Geldstrafe 
 a) die Jagdbeute – dazu gehören auch Fallwild, verendetes Wild, Abwurfstangen, Eier u.dgl. – aus 

einer diesem Gesetz widersprechenden Jagdausübung sowie 
 b) die Jagdgeräte und sonstigen Gegenstände, die entgegen diesem Gesetz zur Jagd verwendet oder 

im Jagdgebiet mitgeführt oder zu einer diesem Gesetz widersprechenden Jagdausübung 
verwendet worden sind, 

für verfallen erklären. 
(5) Der Versuch ist strafbar. 
(6) Die Geldstrafen sowie die Erlöse aus der Verwertung verfallener Gegenstände fließen der 

Gemeinde zu. 
 

… 
 

§ 69 
Übergangsbestimmungen 

(1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes aufgrund der §§ 6 Abs. 1 bis 3 und 12 des 
bisher geltenden Gesetzes bestehenden Jagdgebiete bleiben als Jagdgebiete im Sinne dieses Gesetzes 
bestehen, soweit nicht aufgrund von Umständen, die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eintreten, 
eine Änderung erforderlich ist. 

(2) Eine aufgrund der bisher geltenden Bestimmungen geübte Jagdnutzung durch den 
Jagdverfügungsberechtigten gilt als Jagdnutzung im Sinne des § 18. 

(3) Aufgrund der bisher geltenden Bestimmungen ausgestellte Jagdkarten gelten als Jagdkarten im 
Sinne dieses Gesetzes. 

(4) Die Jagdprüfung nach den bisher geltenden Bestimmungen gilt als Jagdprüfung im Sinne dieses 
Gesetzes. 

(5) Aufgrund der bisher geltenden Bestimmungen bestellte Jagdschutzorgane gelten als 
Jagdschutzorgane im Sinne dieses Gesetzes. 

(6) Die Prüfung für den Jagd- und Jagdschutzdienst nach den bisher geltenden Bestimmungen gilt 
als Jagdschutzprüfung im Sinne dieses Gesetzes. 

(7) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehende Übereinkommen zwischen dem 
Jagdberechtigten und dem Jagdausschuss über eine Pauschalvergütung für Wildschäden bleiben 
unberührt. Der § 90 Abs. 2 des bisher geltenden Gesetzes ist auf diese Übereinkommen weiterhin 
anzuwenden. 

(8) Das Jagdgesetz, LGBl.Nr. 32/1988, in der Fassung LGBl.Nr. 67/1993, Nr. 21/1998, Nr. 58/2001, 
Nr. 6/2004 und Nr. 35/2004, gilt. 

(9) Die Abschusskontrolle für das Jagdjahr vom 1. April 2008 bis zum 31. März 2009 ist nach § 42 
in der Fassung vor LGBl.Nr. 54/2008 durchzuführen. 

(10) Für die Verumlagung der Fütterungskosten für das Jagdjahr vom 1. April 2016 bis zum 
31. März 2017 ist § 57 Abs. 2 in der Fassung LGBl.Nr. 70/2016 anzuwenden. 



  

 
 
 

(11) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes über eine Änderung des Jagdgesetzes, LGBl.Nr. 
../2021, gültige Jagdkarten, gelten jeweils für die verbleibende Dauer, für die sie ausgestellt wurden, 
weiter. Darüber hinaus gilt eine Person, die in den letzten zwölf Jahren vor Inkrafttreten des Gesetzes 
über eine Änderung des Jagdgesetzes, LGBl.Nr. ../2021, eine Jagdkarte im Sinne des § 24 Abs. 2 
besessen hat und der sie nicht entzogen wurde, als jagdlich geeignet im Sinne des § 25 Abs. 2 lit. b. 
 
… 
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